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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erblastentilgungsfonds-Gesetzes 

A. Zielsetzung 

Durch den Gesetzentwurf sollen die gesetzlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden, die finanziellen Erblasten, die im Zusam-
menhang mit dem Bau gesellschaftlicher Einrichtungen in der 
DDR angefallen sind, in den Erblastentilgungsfonds zu überfüh-
ren. 

B. Lösung 

Änderung des Erblastentilgungsfonds -Gesetzes. 

C. Alternativen 

Beibehaltung des wenig befriedigenden gegenwärtigen Zustan-
des. 

D. Kosten 

Die im Zusammenhang mit der Übernahme dieser Altkredite auf 
den Erblastentilgungsfonds anfallenden Kosten in Höhe der jähr-
lichen Zins- und Tilgungsverpflichtungen von ca. 600 Mio. DM 
sind im Zuge der Vollendung der Deutschen Einheit unvermeid-
lich. Sie werden durch Minderbelastungen des Bundes im Bereich 
der Erblasten vollständig aufgefangen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (432) - 522 03 - Er 2/96 

Bonn, den 20. März 1996 

An die 
Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bun-
desrat in seiner 693. Sitzung am 9. Februar 1996 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Erblastentilgungsfonds-Gesetzes mit Begründung 
(Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anlage 2 
beigefügten Stellungnahme dargelegt. 

Dr. Helmut Kohl 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erblastentilgungsfonds-Gesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Erblastentilgungsfonds-Gesetzes 

Das Erblastentilgungsfonds-Gesetz vom 23. Juni 
1993 (BGBl. I S. 944, 984) wird wie folgt geändert: 

Dem § 2 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„ (4) Der Fonds übernimmt ab 1. Januar 1997 die 
bei der Gesellschaft für kommunale Altkredite und 

Sonderaufgaben der Währungsumstellung mbH zu 
Buche stehenden Forderungen aus sogenannten 
kommunalen Altkrediten für gesellschaftliche Ein-
richtungen sowie die sich daraus ergebenden Ver-
pflichtungen zur Zahlung von Zinsen und Tilgung.” 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeines 

Der Entwurf schafft die Voraussetzungen, die finan-
ziellen Erblasten, die im Zusammenhang mit dem 
Bau gesellschaftlicher Einrichtungen in der DDR an-
gefallen sind, in den Erblastentilgungsfonds zu über-
führen. 

Für den Bau gesellschaftlicher Einrichtungen wurden 
in der DDR bis 1985 Sparguthaben der DDR-Bevöl-
kerung herangezogen. Als Gegenbuchung wurden 
Kredite an die Räte von Gemeinden und Kreisen kon-
struiert. Diese „Kredite”, die über Unternehmen der 
Wohnungswirtschaft ausgereicht wurden, dienten 
der Finanzierung von Kindergärten, Schulen, Spo rt

-hallen, Kulturhäusern o. ä. 

Im Zuge der Währungsunion wurden diese Forde-
rungen im Verhältnis 2 : 1 umgestellt. Zum 1. Juli 
1990 betrug die Hauptforderung 4,9 Mrd. DM. 

Die Refinanzierung dieser jetzt sog. Altschulden für 
gesellschaftliche Einrichtungen erfolgt auf dem Kapi-
talmarkt, zunächst über die Deutsche Kreditbank 
AG, heute über die Kreditanstalt für Wiederaufbau. 
Die Deutsche Kreditbank AG hat keine Wertberichti-
gungen vorgenommen. Beim Verkauf der Deutschen 
Kreditbank AG Anfang 1995 wurden die „Altkre-
dite" an gesellschaftliche Einrichtungen abgespalten 
und der neu gegründeten Gesellschaft für kommu-
nale Altkredite und Sonderaufgaben der Währungs-
umstellung mbH übertragen. 

Durch die Gewährträgerhaftung des Bundes konnten 
nach der Währungsunion diese Altkredite refinan-
ziert werden. Der Refinanzierungszinssatz basiert auf 
dem kurzfristigen variablen Zins am Interbanken-
markt. Einschließlich der aufgelaufenen Zinsen in 
Höhe von 3,83 Mrd. DM wird die Schuldensumme 
zum 31. Dezember 1996 nach Angaben des Bundes 
8,73 Mrd. DM betragen. 

Daß die Kreditverpflichtungen für diese Altkredite 
nach geltendem Recht zu erfüllen sind, ist nicht un-
umstritten. Der Gesetzgeber der DDR, die zwischen 
den beiden deutschen Regierungen abgeschlossenen 
Staatsverträge und der Gesetzgeber der Bundesre-
publik Deutschland haben jedoch in zahlreichen Ge-
setzen den Fortbestand von Altkreditverpflichtungen 
bei schrittweiser Anpassung an marktwirtschaftliche 
Kreditverhältnisse angeordnet. 

Bei den aufgelaufenen Altkreditforderungen in Höhe 
von 8,73 Mrd. DM einschließlich Zinsverpflichtungen 
handelt es sich um eine finanzielle Erblast der DDR. 
Die Filialen der Staatsbank der DDR schlossen als 
„Kreditgeber” mit den „Kreditnehmern”, in der Re-
gel VEB-Gebäudewirtschaft oder andere volkseigene 
Betriebe, sog. Grundmittel-Kreditverträge zur Finan-
zierung des Neubaus von staatlichen Einrichtungen. 
Diese Kredite wurden zwar einzelwirtschaftlich aus

-

gereicht, die Verteilung der vorhandenen finanziel-
len Mittel erfolgte jedoch generell über den zentralen 
Plan und die Steuerung über die Staatsbank. Die 
fertiggestellten Einrichtungen waren nicht kommu-
nales, sondern Volkseigentum. Die Zins- und Til-
gungsleistungen kamen wiederum aus dem Staats-
haushalt. Von daher stellt sich ein solcher Kredit als 
Rechnungsposten innerhalb des zentralen Staats-
haushaltes der DDR dar. Mit einem Kredit im markt-
wirtschaftlichen Sinne ist er nicht vergleichbar, zu-
mal die „Kommunen” keine selbständigen Rechts-
subjekte waren. 

Nur 16 % der ostdeutschen Gemeinden werden mit 
Altkreditverbindlichkeiten dieser A rt  konfrontiert. In 
den anderen Fällen wurden die gesellschaftlichen 
Einrichtungen mit Zuschüssen aus dem Staatshaus-
halt gebaut, oder ihre Kreditverpflichtungen wurden 
ohne sachlichen Grund gestrichen. So wurde Ostber-
lin offensichtlich durch Parteidekret anläßlich der 
750-Jahr-Feier 1987 von den sog. Altschulden befreit. 
Städte wie Dresden oder Chemnitz - früher Karl

-

Marx-Stadt - wurden ebenfalls in den 80er Jahren, 
ohne daß ein sachlicher Grund erkennbar ist, bis auf 
100 DM pro Einwohner entlastet. Diese Praxis führte 
zu folgenden Länderdisparitäten: 

Mecklenburg- 
Vorpommern 1,6 Mrd. DM - 874 DM pro Kopf 

Sachsen-Anhalt 2,1 Mrd. DM - 761 DM pro Kopf 

Thüringen 	1,9 Mrd. DM - 757 DM pro Kopf 

Brandenburg 1,9 Mrd. DM - 751 DM pro Kopf 

Sachsen 	1,0 Mrd. DM - 18 DM pro Kopf 

Berlin 	3,0 Mio. DM - 0,86 DM pro Kopf 

Die Kreditierung war in Zeiten der DDR offensicht-
lich willkürlich. Erst die friedliche Revolution 1989 
hat diese faktischen Verhältnisse beendet. Bisherige 
Ansätze für die Lösung der Altschuldenfrage, die 
diesen Willkürmaßnahmen zu Lasten der ostdeut-
schen Kommunen im Ergebnis zu einer rechtlichen 
Anerkennung im wiedervereinigten Deutschland 
verhelfen, verfehlen die Problematik im Ke rn  und 
sind zudem geeignet, die mit der f riedlichen Revolu-
tion erlangte kommunale Selbstverantwortung wie-
der in Frage zu stellen. 

Die sog. Altschulden sind deshalb vom Erblastentil-
gungsfonds zu übernehmen, in dem die aufgelaufe-
nen Kreditmarktschulden aus der finanziellen Erblast 
der DDR zusammengefaßt sind. 

Die Übernahme der sog. Altschulden in den Erbla-
stentilgungsfonds ist aber nicht nur aus Gründen des 
Rechtsstaatsprinzips geboten. Die verfassungsrecht-
lich bedenkliche Alternative, die ostdeutschen Ge-
meinden mit diesen Altverbindlichkeiten zu bela-
sten, wäre zudem mit einem hohen Abwicklungsauf- 
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wand verbunden. So wäre in jedem Einzelfall eine 
Zuordnung der Objekte zum Vermögen der jeweili-
gen Kommune erforderlich. Zu den einzelnen Ob-
jekten müßte darüber hinaus die Zuordnung der 
konkreten Altverbindlichkeit erfolgen. Zum Teil sind 
indes diese Objekte nicht mehr vorhanden. Im Zu-
sammenhang mit der Prüfung der Werthaltigkeit der 
Objekte würden weitere administrative Probleme 
aufgeworfen: Baumängel und Schäden sowie der 
dafür erforderliche Instandsetzungsbedarf müßten in 
jedem Einzelfall festgestellt werden. Vor diesem 
Hintergrund kommt der Einschätzung des Bundes-
rechnungshofs in seinem „Bericht über die Abwick-
lung von Altkrediten der ehemaligen DDR und die 
Übernahme von Geschäften ehemaliger DDR-Kre-
ditinstitute durch andere Geschäftsbanken” vom 
27. September 1995 (Az.: VIII 3 - 20 80 04) Bedeu-
tung zu. Danach ist schon jetzt „nicht auszuschlie-
ßen, daß der Bund im Ergebnis weniger belastet wä-
re, wenn er die Altschulden direkt übernommen 
hätte”. 

Die dem Bund durch die Übernahme der Altver

-

pflichtungen in den Erblastentilgungsfonds entste

-

henden Kosten werden durch Minderbelastungen im 
Bereich der Erblasten vollständig aufgefangen. 

B. Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 enthält die im Erblastentilgungsfonds-Ge-
setz (ELFG) notwendigen Änderungen. 

§ 2, der die vom Fonds zu übernehmenden Pflichten 
regelt, wird um einen Absatz mit dem Ziel ergänzt, 
daß der Erblastentilgungsfonds ferner die finanziel-
len Verpflichtungen zu tragen hat, die im Zusam-
menhang mit dem Bau gesellschaftlicher Einrichtun-
gen in der DDR entstanden sind. 

Weitere Gesetzesänderungen sind nicht veranlaßt. § 6 
ELFG, der die Leistungen aus dem Bundeshaushalt 
für den Schuldendienst des Erblastentilgungsfonds 
bestimmt, hält bereits Regelungen für den Fall bereit, 
daß sich die zu übernehmenden Verbindlichkeiten 
des Erblastentilgungsfonds noch erhöhen. 

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten. Dies sollte mit Blick 
auf § 5 Abs. 2 ELFG bis zum 30. September 1996 er-
folgt sein. 
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Anlage 2 

Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung lehnt den vorliegenden Ge-
setzentwurf ab. Der Entwurf stellt den Versuch dar, 
die Kosten aus den Altschulden für gesellschaftliche 
Einrichtungen vollständig und ausschließlich dem 
Bundeshaushalt anzulasten. Dies entspricht weder 
der rechtlichen Ausgangslage noch stellt es eine 
sachgerechte und ausgewogene Lösung des Alt-
schuldenproblems dar. 

1. Nach Artikel 21 Abs. 1 des Einigungsvertrages 
sind die gesellschaftlichen Einrichtungen in der 
Regel in das Eigentum der Kommunen überge-
gangen. Zusammen mit den Vermögenswerten 
sind auch die darauf lastenden Verbindlichkeiten, 
die zur Finanzierung des Baues der jeweiligen 
Einrichtung dienten, auf die Gemeinden überge-
gangen. Die Gemeinden sind damit Schuldner der 
Altkredite für gesellschaftliche Einrichtungen ge-
worden. Diese Bewe rtung entspricht auch der Ver-
fassungslage. Am Kreditcharakter der Altverbind-
lichkeiten kann kein Zweifel bestehen. Auch in 
der Begründung zum vorliegenden Entwurf wird 
bestätigt, daß „der Gesetzgeber der DDR, die zwi-
schen den beiden deutschen Regierungen abge-
schlossenen Staatsverträge und der Gesetzgeber 
der Bundesrepublik Deutschland ... in zahlrei-
chen Gesetzen den Fortbestand von Altkreditver-
pflichtungen bei schrittweiser Anpassung an 
marktwirtschaftliche Kreditverhältnisse angeord-
net” haben. 

Die Aufnahme von Krediten für gesellschaftliche 
Einrichtungen erfolgte auf der Grundlage von 
Rechtsvorschriften der DDR. Diese Vorschriften 
machten den Abschluß solcher Kreditverträge 
nicht nur von der Beteiligung, sondern einer Be-
schlußfassung der „örtlichen Volksvertretungen” 
abhängig. Es bestand also nicht nur ein Mitspra-
cherecht der Kommunen, sondern die Bank und 
der jeweilige VEB Kommunale Wohnungsverwal-
tung bzw. VEB Gebäudewirtschaft konnten einen 
Grundmittelkreditvertrag erst nach Vorliegen ei-
nes förmlichen Antrages auf Ausreichung eines In-
vestitionskredites und einer Ermächtigung des ört-
lichen Staatsorgans abschließen. 

Im Zusammenhang mit der Tatsache, daß die Ge-
meinden Schuldner der bestehenden Altverbind-
lichkeiten sind, ist es allerdings nicht entschei-
dend, in welcher Weise in der DDR über den Bau 
und die Finanzierung der gesellschaftlichen Ein-
richtungen entschieden wurde. Ausschlaggebend 
ist hier vielmehr die Übertragung des aktiven und 
passiven Verwaltungsvermögens auf die Kommu-
nen, die sich aus Artikel 21 des Einigungsvertra-
ges ergibt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt befin-
den sich die gesellschaftlichen Einrichtungen 
nicht mehr im Eigentum des Zentralstaates, son-
dern der Kommunen. Bei der Beurteilung ist au-
ßerdem zu berücksichtigen, daß in der Regel die 

auf die Kommunen übergegangenen Vermögens-
werte die darauf lastenden Verbindlichkeiten 
deutlich übersteigen. Dies ergibt sich aus Bewer-
tungen, die beispielhaft für die Objekte zweier ost-
deutscher Gemeinden erstellt wurden. 

2. Die als Begründung für die geforderte globale Re-
gelung angeführte angeblich willkürliche Vertei-
lung der Altschulden auf die Gemeinden ent-
spricht nicht den tatsächlichen Gegebenheiten. 
Von wenigen Ausnahmen abgesehen erfolgte die 
Finanzierung des Baues gesellschaftlicher Einrich-
tungen in der DDR bis 1985 auf dem Kreditwege. 
Maßgeblich für die Verteilung der Altschulden auf 
die Länder bzw. Kommunen ist daher der Umfang 
der vorhandenen gesellschaftlichen Einrichtungen 
sowie, im Hinblick auf bereits vorgenommene Kre-
dittilgungen, der Zeitpunkt, zu dem die jeweilige 
Einrichtung errichtet wurde. Abweichungen von 
dieser Verteilung der Altkredite sind auf außer-
planmäßige Tilgungen von Altschulden aus Mit-
teln des Republikhaushalts der DDR Mitte der 
80er Jahre zurückzuführen. Diese Entlastungen, 
insbesondere für Ostberlin sowie die Bezirke 
Dresden und Karl-Marx-Stadt, können jedoch kein 
Anlaß sein, generell eine Finanzierung des Baues 
kommunaler Einrichtungen aus Mitteln des Bun-
deshaushalts in den neuen Ländern zu forde rn . 
Dies wäre auch ungerecht gegenüber denjenigen 
Kommunen, die zu DDR-Zeiten bei der Versor-
gung mit öffentlichen Einrichtungen benachteiligt 
waren und den Nachholbedarf jetzt durch Neu-
bauten befriedigen müssen. 

3. Auch ein angeblich hoher Abwicklungsaufwand 
rechtfertigt es nicht, keine Zuordnung der jeweili-
gen Objekte und der darauf ruhenden Verbind-
lichkeiten zu den Gemeinden vorzunehmen. Die 
Zuordnung der Objekte zu den einzelnen Gemein-
den erfolgt in der Regel auf der Grundlage des 
Vermögenszuordnungsgesetzes. Die Zuordnung 
der Altkredite auf die Grundstücke und Objekte 
ergibt sich aus den vorliegenden Kreditverträgen. 
Eine Prüfung der Werthaltigkeit der Objekte ist 
generell nicht erforderlich. Insgesamt entsteht also 
nur geringer zusätzlicher Verwaltungsaufwand im 
Vergleich zu einer pauschalen Lösung des Alt-
schuldenproblems. 

4. Eine vollständige Übertragung der Altschulden für 
gesellschaftliche Einrichtungen auf den Erblasten-
tilgungsfonds wäre mit erheblichen zusätzlichen 
Belastungen für den Bundeshaushalt verbunden, 
während die in dem vorliegenden Entwurf be-
haupteten Minderbelastungen nicht in dem ver-
muteten Umfang auftreten. Zum einen ist die Zu-
teilung von Ausgleichsforderungen an die Kredit-
institute noch nicht abgeschlossen, hier sind noch 
Ausgleichsbeträge in erheblicher Größenordnung 
zu erwarten. Zum anderen sind in den von der 
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Treuhandanstalt übernommenen Schulden entge-
gen den ursprünglichen Plänen nicht die Aufwen-
dungen für die Sanierung der Braunkohle enthal-
ten, die künftig den Bundeshaushalt unmittelbar 
belasten werden. Außerdem ist die Teilentlastung 
der Wohnungsbaualtschulden noch nicht endgül-
tig abgeschlossen. Angesichts dessen und da die 
Rechtslage von Bund und Ländern unterschiedlich 
beurteilt wird, ist der Bund bereit, um eine lang-
wierige und kostspielige Prozeßführung zu ver-
meiden, an einer gemeinsamen Lösung des Alt-
schuldenproblems mitzuwirken. Der Bund hat an-
geboten, die Hälfte der bis Anfang 1997 aufgelau-
fenen Altschulden für gesellschaftliche Einrich-
tungen in Höhe von 8,7 Mrd. DM zu tragen. 

Voraussetzung für diesen Vorschlag ist, daß die 
neuen Länder die andere Hälfte der Altschulden 
übernehmen. Eine Beteiligung der Kommunen an 
den Lasten der Länder kann über den kommuna-
len Finanzausgleich sichergestellt werden. Bei ei-
ner Zinsbelastung für die gesamten Altschulden 

von gut 500 Mio. DM jährlich würde dies die ein-
zelnen Landeshaushalte in folgender Höhe bela-
sten: 

- Brandenburg 	 29 Mio. DM 

- Mecklenburg-Vorpommern 	24 Mio. DM 

- Sachsen 	 16 Mio. DM 

- Sachsen-Anhalt 	 31 Mio. DM 

- Thüringen 	 30 Mio. DM. 

In  gleicher  Höhe wären die Kommunalhaushalte 
belastet. Angesichts der großzügigen Regelungen 
des Länderfinanzausgleichs würde die Finanzkraft 
der Länder durch diese Beiträge nicht überfordert. 
Die Belastungen wären für die neuen Länder und 
ihre Kommunen insgesamt durchaus vertretbar. 
Dabei verkennt der Bund keineswegs, daß einzel-
ne, insbesondere kleine Kommunen in deutlich 
stärkerem Maße als andere betroffen sein können. 
Im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs 
kann diese Frage aber durch eine breitere Lasten-
verteilung unter den Kommunen gelöst werden. 




